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5 wer nähere Beſtimmungen über dieſen Gegenſtand und zugleich für den im 
Inhalt: Hofdecrete ddo. 22. September 1831 angedeuteten Fall eine jeden 


f licht d tatbeſitzer zu den Waſſerbauten Zweifel ausſchließende Norm aufzunehmen, d. h. die Frage zu beant⸗ 
Pe AH Fandeskoſter. Ven Plof Dr A. Th. Mich el. (Schluß.) worten, ob und in wie weit Privatbeſitzer zu einem aus Reichs⸗ oder 


Mittheilungen aus der Praxis: Landesmitteln ausgeführten Waſſerbaue nachträglich beizutragen haben, 

Streitigkeiten aus dem Inhalte der Brodappalto⸗Verträge (in Tirol) find auf dem wenn ſich erſt ſpäter herausſtellt, daß auch ihnen dieſer Bau zum 
Civilrechtswege auszutragen. Nutzen gereicht. 

Auflöſung einer Gemeindevertretung wegen Nichterfüllung der Pflichten des ſelbft⸗ 9. Der § 14 des Normales vom Jahre 1830 lautet: „Sollte 


e . Verweigerung der Wahl der Vertreter der Ge. Jemand es vorziehen, den Grund oder die Realität, für welche er 
meinde in de 5 by 


95 inen definitiv ausgemittelten Beitrag zu leiſten hätte, lieber ganz auf⸗ 

i itglieder der Schulausſchüſſe find als Beamte im Sinne des Strafgeſetzes nicht einen 0 0 0 r , 
m een. 05 Sennen fh dont durch Annahme von Geſchenken bei Dienſt⸗ zugeben, als ſich dieſem Beitrage 510 unterziehen, io fteht ihm ſolches 
verleihungen des Verbrechens der Geſchenkannahme in Amtsſachen nicht ſchundig frei, nur muß die Erklärung darüber in einer Friſt von 14 Tagen 


machen, nach definitiver Feſtſtellung des Beitrages abgegeben werden. Solche 

Staatswiſſenſchaftliche Bibliographie. überlaſſene Grundſtücke oder Realitäten ſind zum Vortheile der Bau⸗ 

Perſonalien. koſten⸗Concurrenz im Wege der öffentlichen Verſteigerung zu ver⸗ 
äußern 


Gegen dieſe Beſtimmung wurde von Seite der Stände Steier⸗ 
1 0 N marks eingewendet, daß, wenn die aufgegebene Realität um einen den 
Bon der Beitragspflicht der Privatheſitzer zu den Baukoſtenbeitrag überſteigenden Preis ee würde, der Mehr⸗ 
Waſſerbauten auf Staats- oder Tandeskoſten. betrag nicht dem ehemaligen Eigenkhümer, ſondern bloß dem Baus 
j fonde zu Gute kömmt, und daß jener ſomit härter als bet irgend 
Von Prof. Dr. A. Th. Michel. einer Execution und ſelbſt bei der Abfindung behandelt wird. Darum 
(Schluß.) ſollte dieſe Anordnung entweder ganz aufgehoben (alſo nur die politi⸗ 
ſche Execution der Beiträge beibehalten) oder dahin abgeaͤndert werden, 
7. Zur wirklichen Leiſtung des Baukoſtenbeitrages können die daß von dem in der Verſteigerung gelösten Geldbetrage dem Bau⸗ 
betreffenden Privatbefiger im Verwaltungswege verhalten fonde nicht mehr als der geforderte Beitrag zugewendet, der Reſt aber 
werden. ($ 26 R. G.) Es wird im Geſetze nicht unterſchieden, ob die dem früheren Eigenthümer nach Befriedigung der Rechte eines Drit⸗ 
Größe des Beitrages von der politiſchen Behörde allein oder auf eine ten verabfolgt werde). 
Beſchwerde von dem Richter beſtimmt wurde; die Execution wäre alſo Im Hofdecrete ddo. 22. September 1831 wurden derlei Be⸗ 
jedenfalls Sache der Verwaltungsbehörde. Gewiß find auch über dieſe denken mit der Erklärung beſeitigt, daß dem Privatintereffenten das 
Angelegenheit nähere Vorſchriften wünſchenswerth und in das betref⸗ Aufgeben des Eigenthums nur als Alternative, d. i. zur Hintanhaltung 
fende Landesgeſeß aufzunehmen. einer Laſt zugeſtanden werde, und daß dies nicht als eine harte Maß⸗ 
8. Nach dem Normale vom Jahre 1830 iſt in derlei Fällen regel angeſehen und nicht mit einer Execution oder Abſtiftung ver⸗ 
„der ganze Koſtenbetrag aus dem Aerarium vorſchußweiſe zu be⸗ glichen werden könne. Es ſei übrigens nicht leicht denkbar, daß ein 
richtigen und der auf die Privaten entfallende Antheil für das Aera⸗ Private einen Grund aufgeben ſollte, deſſen Werth den ihm auferlegten 
rium gehörig einzubringen“. In dem Hofdecrete ddo. 22. September Baukoſtenbeitrag überſteigt, fo daß der Baufond aus deſſen Ueber⸗ 
1831 wird dieſe Beſtimmung insbeſondere auf den Fall anwendbar nahme noch einen Gewinn zieht. Träte gleichwohl ein ſolcher Fall ein, 
erklärt, wo nicht gleich bei der Ausführung eines Waſſerbaues, ſondern | fo hätte die betreffende Partei nur ſich ſelbſt die Folgen zuzuſchreiben, 
erſt in der Folgezeit der Nutzen für Privatbeſiger und die daraus | da fie es zur Beibehaltung des Grundes nicht vorzog, lieber den ihr 
erwachſende Zahlungsfähigkeit derſelben eintritt. Hier könne nämlich bei auferlegten Geldbeitrag zu leiſten. 
der Einbringung der auf die Privaten entfallenden Antheile des vom Dieſen jetzt noch geltenden Beſtimmungen gegenüber muß es 
Aerarium vorgeſchoſſenen Koſtenbetrages auf die Zahlungsfähigkeit der auffallen, daß im § 26 des neuen Waſſerrechtsgeſetzes gar keine Er⸗ 
Beitragspflichtigen mittels Bewilligung angemeſſener, auch längerer wähnung davon geſchieht, ob die zu Beiträgen aufgeforderten Privat⸗ 
Zahlungstermine der gehörige Bedacht genommen werden. Obgleich beſttzer ſich durch Verzicht auf das Eigenthum von der Beitragsver⸗ 
nun der § 26 R. G. von Vorſchüſſen aus Reichs⸗ und Landesmitteln bindlichkeit frei machen können, oder ob gegen den die Zahlung Ver⸗ 
keine Erwähnung macht, dürften doch ſolche nicht zu vermeiden fein, weigernden jedenfalls die politiſche Execution ſtattfinden ſoll. Es ift 
wenn der aus öffentlichen Rückſichten beſchloſſene Wafferbau fo drin⸗ dies um fo auffallender, als der § 15 desſelben Geſetzes für einen 
End nothwendig erſcheint, daß mit der Ausführung nicht erſt bis zur 
inzahlung der auf die mitbetheiligten Privatbeſitzer entfallenden Bei⸗ e 197 N 
träge 5725 auch a bis zur ende gen e diefer Beiträge ) Eine andere Einwendung bezog ſich darauf, daß der Privatintereſſent be⸗ 


ö f f 0 rechtigt würde, Theile feines Grundbeſitzes zum Nachtheile der Tabulargläubiger, der 
gewartet werden darf. Allein beſſer wäre es doch, in das Landesgeſetz Fideicommiß⸗Anwärter u. dgl. eigene veräußern. 


ähnlichen Fall dem Grundbeſttzer vorbehält, ſich von einer gewiſſen 
Verpflichtung“) durch Abtretung ſeines Grundſtückes zu befreien. Man 
wird zugeben, daß eine dieſe Frage beſtimmt erledigende Anordnung 
in das zur Durchführung der neuen waſſerrechtlichen Grundſätze noth⸗ 
wendige Landesgeſetz aufgenommen werden muß. 

10. Gleichwie manchmal ein Waſſerbau im Intereſſe der Ge⸗ 
ſammtheit aus Reichs⸗ oder Landesmitteln unternommen wird, ſo kann 
auch der Bezirk oder die Gemeinde in die Lage kommen, die 
Ausführung eines ſolchen Baues wegen höherer Rückſichten aus ihren 
Mitteln zu beſchließen, und die dabei zugleich betheiligten Privatbeſitzer 
zu Geldbeiträgen heranzuziehen. Da für derlei Fälle in dem Waſſer⸗ 
rechtsgeſetze keine Vorſorge getroffen worden iſt, müßte wohl nach den 
allgemeinen Vorſchriften des Geſetzes über die Bezirksvertretungen, 
bez. der Gemeindeordnung vorgegangen werden. Beſſer jedoch wäre 
es, gleich in dem Landesgeſetze über Waſſerrecht auch dieſen Gegen⸗ 
ſtand zu behandeln, um nach Thunlichkeit Zweifeln und Streitigkeiten 
vorzubeugen. 

11. Aus den hier gemachten Bemerkungen und Andeutungen 
gewinnt man die Ueberzeugung, daß es mit der unveränderten zuſatz⸗ 
loſen Aufnahme des § 26 R. G. in die betreffenden Landesgeſetze nicht 
abgethan ſein kann, und daß die ſo wichtige Angelegenheit durch den 
Wiederabdruck dieſes Paragraphen nichts gewinnt. Darüber jedoch, ob 
die Vorſchriften, welche folgen müſſen, einem beſonderen Reich s⸗ 
geſetze vorzubehalten oder im Wege der Landesgeſetzgebung 
zu erlaſſen ſeien, dürften die Meinungen getheilt ſein. Denn manche 
dieſer Vorſchriften berühren Gegenſtände, welche an ſich kraft des 
Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867 in den Wirkungskreis 


des Reichsrathes fallen, wie z. B. das civilgerichtliche Verfahren, die 


Heimſagung des Eigenthums u. A. Wir aber glauben, für die Com⸗ 
petenz der Landtage plaidiren zu ſollen, weil der § 27 des Reichs⸗ 
geſetzes vom 30. Mai 1869 die Erlaſſung weiterer geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen überhaupt und hinſtchtlich der Zuſtändigkeit, des Wirkungs⸗ 
kreiſes, des Verfahrens und der Strafgewalt der in Waſſerangelegen⸗ 
heiten einſchreitenden Behörden und Organe insbeſondere dem Gebiete 
der Landesgeſetzgebung zugewieſen und hievon nur Vorſchriften über 
den Betrieb der Schifffahrt ausgeſchloſſen hat. Da aber die öfter er⸗ 
wähnte Regierungsvorlage aus dem Jahre 1869 dieſe „weiteren ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen“ nicht enthält“), wäre es nunmehr Sache 
der Landtage, aus eigener Initiative die Lücke auszufüllen, und zwar 
entweder mittels einer entſprechenden Vervollſtändigung des allgemeinen 
Landesgeſetzes über die Benützung, Leitung und Abwehr der Gewäſſer 
oder mittels eines beſonderen Geſetzes über die Beitragspflicht der 
Privatbeſitzer zu den Waſſerbauten auf Staats⸗ oder Landeskoſten, 
eventuell zu den aus Bezirks⸗ oder Gemeindemitteln unternommenen 
Waſſerbauten. In dieſer Alternative können wohl nur Opportunitäts⸗ 
gründe den Ausſchlag geben; der eigentliche Zweck dürfte auf dem 
einen wie auf dem andern Wege erreicht werden. Inſolange aber die 
berührten Ausführungsvorſchriften fehlen, können die im § 26 G. R. 
aufgeſtellten Grundſätze nicht zur Geltung kommen und muͤſſen alſo 
noch immer die Vorſchriften des Normales vom 10. November 1830 
und des Hofdecrets vom 22. September 1831 zur Richtſchnur dienen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Streitigkeiten aus dem Inhalte der Brodappalto⸗ Verträge (in 
Tirol) ſind auf dem Civilrechtswege auszutragen. 


Luigi T. aus N. blieb bei der im December 1868 erfolgten 
Verſteigerung des Brodappalto für die Gemeinde J. der Meiftbieter. 
Anfangs Jänner 1869 wurde zwiſchen der Gemeinde J. und Luigi 


) D. i. von der Uebernahme einer Serpitut, welche begehrt wird, damit über 
einen Grund und Boden das einem Anderen gehörende Waſſer geleitet werden kann. 

) Ungehörig iſt übrigens die Einreihung des § 26 des Reichsgeſetzes als 
§ 51 in den III. Abſchnitt des Landesgeſetzes, welcher „von der Ableitung und Abwehr 
der Gewäſſer“ handelt, während im § 26 R. G. (reſp. § 51 L. G.) von Waſſerbauten 
ſowohl zum Zwecke der Leitung oder Abwehr, als auch zu jenem der Benützung der 
Gewäſſer die Rede iſt. Darum hat das Reichsgeſez vom 30. Mai 1869 dieſen Be⸗ 
ſtimmungen zweckmäßig einen eigenen (den VI.) Abſchnitt mit der auch unſerer Ab⸗ 
handlung gegebenen Ueberſchrift gewidmet. 
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T. in der Gemeindekanzlei der Brodappalto-Vertrag abgeſchloſſen; 
hiebei intervenirten einerſeits der Gemeindevorſtand und ein Ausſchuß⸗ 
mann, anderſeits Luigi T. ſein Bürge und zwei Zeugen. Laut Art. 1 
des Pachtvertrages hat dieſer Giltigkeit vom 1. Jänner 1869 bis 
inclusive 31. December 1871; laut Art. 3 iſt Luigi T., reſpective ſein 
Bürge, zur Zahlung eines jährlichen Pachtſchillinges von 850 fl. an 
die Gemeinde verpflichtet; Art. 21 beſtimmt: „Dem Appaltatore oder 
ſeinem Bürgen werden zur Laſt fallen alle Auslagen für Ausfertigung, 
Kundmachungen, Stempel ſowohl der Vertragsurkunde, als des Ver⸗ 
ſteigerungsactes, Erwerbſteuer, ſowohl ärariſche als kommunale, Ein⸗ 
kommenſteuer, Zuſch läge und Gemeindeſteuerumlagen ꝛc. ꝛc.“ Auf das 
Einkommen der Gemeinde aus dem Brodappalto per 850 fl. entfiel 
pro 1869 eine ärariſche Einkommenſteuer von 42 fl. 50 kr., und da’ 
die Gemeinde im eigenen Wirkungskreiſe (§ 77 Gem.⸗Ord.) die Ein⸗ 
hebung eines directen Zuſchlages von 150 pCt. beſchloß, ſo betrug 
letzterer hinfichtlich obiger Einkommenſteuer⸗Schuldigkeit pro 1869 63 fl. 
75 kr., deſſen Bezahlung die Gemeinde vom Appaltatore auf Grund 
des erwähnten Art. 21 des Brodappalto⸗Vertrages bei Executionsver⸗ 
meidung verlangte. 

Luigi T. verweigerte dieſe Bezahlung, weil der Art. 21 ihn 
nicht auch zur Zahlung der der Gemeinde zugefchriebenen Steuern 
verpflichte. 

Der Bezirkshauptmann in R. entſchied, daß Luigi T. die frag⸗ 
lichen 63 fl. 75 kr. zu zahlen habe, weil der § 21 des Vertrages 
vom 5. Jänner 1869 feſtſetze, daß der Appaltatore zur Bezahlung 
aller Steuern, daher auch der den Appalto belaſtenden Einkommen⸗ 
ſteuer und der Gemeindeumlagen zu derſelben verpflichtet ſei. 

Im Statthaltereirecurſe machte Luigi T. geltend, daß es ſich 
um die Auslegung eines Vertrages handle, daher im Civilrechtswege 
zu entſcheiden fei, weil die Gemeinde nur als Partei betrachtet wer⸗ 
den könne. 

Die Statthalterei⸗Abtheilung in T. hat die Entſcheidung der 
erſten Inſtanz, ſowte die eingeleiteten Executionsſchritte aufgehoben 
und die Gemeinde J. zur Geltendmachung ihres Anſpruches auf den 
Rechtsweg verwieſen, weil die behauptete Verpflichtung des Appal⸗ 
tatore zur Bezahlung fraglicher Einkommenſteuerbeträge zu Gunſten 
der Gemeinde aus einem Vertrage abgeleitet werden will, weil die 
bezügliche Beſtimmung des Vertrages beſtritten iſt, daher es ſich um 
Auslegung eines Vertrages handelt, wozu der Civilrichter berufen iſt. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte die Gemeinde J.; nach ihrer 
Anſicht iſt entſcheidend, daß der Vertrag vor einem politiſchen Or⸗ 
gane aufgenommen wurde, und zwar in voller Uebereinſtimmung mit 
den Verſteigerungsbedingungen, welche im adminiſtrativen Wege feſt⸗ 
geſtellt wurden. Wenn die politiſche Behörde zur Auslegung und Feſt⸗ 
ſtellung der Verſteigerungsbedingungen competent ſei, ſo müſſe ſie es 
auch hinſichtlich des auf dieſen Bedingungen baſirten Vertrages fein. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 22. October 1870, 
3. 15.508, der Berufung der Gemeinde J. keine Folge gegeben und 
die Statthaltereientſcheidung beſtätiget. 

Eon die Miniſterialentſcheidung waren folgende Motive maß⸗ 
gebend: 

Durch den Appalto⸗Vertrag überläßt die Gemeinde ein ihr von 
der Behörde in einem gewiſſen Umfange zugeſtandenes Recht leine 
unverbrauchbare, unkörperliche Sache $$ 291 und 292 a. b. G. Bi), 
nämlich das Recht zur ausſchließlichen Broderzeugung einem Dritten 
zum Gebrauche, reſp. zur Ausübung auf eine gewiſſe Zeit gegen einen 
beſtimmten Preis. Ein ſolcher Vertrag zwiſchen der Gemeinde und 
dem Appaltatore iſt daher ein wahrer Beſtandvertrag im Sinne des 
§ 1090 a. b. G. B. Auch die als Norm für die Abſchließung der 
Appaltoverträge kundgemachte und in ihren weſentlichen Beſtimmungen 
noch aufrecht beſtehende Gubernialverordnung vom 27. Jänner 1832 
(Tirol, Prov.⸗Geſ.⸗Samml., 9. Band, Nr. IV) erklärt die Appalto⸗ 
Verträge ausdrücklich als Pachtverträge. 

Die der politiſchen Behörde vorbehaltene Genehmigung bezieht 
ſich nicht auf den Vertrag als ſolchen, ſondern hat nur den Zweck, 
das der Gemeinde zuſtehende (ausnahmsweiſe) Recht und deſſen Um⸗ 
fang zu conſtatiren und im öffentlichen Intereſſe zu überwachen, damit 
die Gemeinde, wie im vorliegenden ſpeciellen Falle, die Grenzen dieſer 
Berechtigung nicht überſchreite. 

Die beſonderen Abmachungen zwiſchen der verpachtenden Ge⸗ 
meinde und dem Pächter, welche das öffentliche Intereſſe nicht berüh⸗ 
ren, ſind daher rein privatrechtlicher Natur und können als ſolche der 


Auslegung und Cognition der politiſchen Behörde nicht unterliegen, 
ſondern gehören lediglich vor das richterliche Forum. 

Im gegenwärtigen Falle iſt nun zwiſchen den pactirenden Thei⸗ 
len die Auslegung des Art. 21 des Vertrages über die größere oder 
geringere Zahlungsverbindlichkeit des Luigi T. ſtreitig und kann zur 
für beide Theile bindenden Auslegung dieſer Vertragsbeſtimmung nur 
der Civilrichter berufen ſein. Vom Standpunkte des öffentlichen In⸗ 
tereſſes wurde der Vertrag von der politiſchen Behörde bei ihrer Ge⸗ 
nehmigung desſelben gewürdigt. W. 


Auflöſung einer Gemeindevertretung wegen Nichterfüllung der 
Pflichten des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes durch Verweigerung 
der Wahl der Vertreter der Gemeinde in den Ortsſchulrath. 


Ueber eine vom Bezirksſchulrathe in P. ergangene Aufforderung 
haben die Gemeindevertretungen in H., S. und St. es abgelehnt, im 
Grunde der §§ 3 und 6 des mähriſchen Landesgeſetzes vom 12. Jän⸗ 
ner 1870, Nr. 3 L. G. u. V. Bl. (Schulauffichtsgeſetz) die Wahl 
der Vertreter der Gemeinde in den Ortsſchulrath vorzunehmen. Die 
letzteren zwei Gemeinden bedienten ſich hiebet des Ausdruckes „ab⸗ 
lehnen“, die Gemeinde H. erklärte, daß fie ſich des Rechtes der Wahl 
begebe. Die Nichtvornahme der Wahl wurde von allen dret Gemein⸗ 
den eingehender motivirt. 

Der Bezirksſchulrath in P. beſchloß über dieſe Mittheilung, die 
Auflöſung der Gemeindevertretungen von H., S. und St. auf Grund 
des § 107 der mähriſchen Gemeindeordnung“) in Antrag zu bringen, 
weil dieſe Gemeindevertretungen in ihren Erklärungen nicht nur die 
Wahl in den Ortsſchulrath abgelehnt, ſondern auch ihre Beſchlüſſe mit 
Motiven ausgeſtattet hätten, welche die Autorität des Schulgeſetzes 
herabmindern, eine Aufkündigung der dem Geſetze ſchuldigen Achtung 
und Folgeleiſtung enthalten, und weil ferner eine weitere Durchführung 
des Schulgeſetzes unmöglich würde, wenn nicht die Autorität des Ge⸗ 
ſetzes und der Schulbehörden entſchieden gewahrt werden ſollte. 

Der Bezirkshauptmann von P., an den dieſer Beſchluß zur 
weiteren Erledigung geleitet wurde, ſchloß ſich dem Antrage des Be⸗ 
zirksſchulrathes an. 

Die mähriſche Statthalterei hat nun die drei Gemeindevertre⸗ 
tungen aufgelöst, „weil dieſelben die ihnen nach den Beſtimmungen 
der §§ 3 und 6 des Schulaufſichtsgeſetzes vom 12. Jänner 1870 ob⸗ 
liegende Verpflichtung zur Wahl in den Ortsſchulrath zu erfüllen verweigert, 
und durch die demonſtrative Art dieſer Weigerung und die Motivi⸗ 
rung derſelben die Autorität der Geſetze überhaupt verletzt haben“. 

Gegen die verfügte Auflöſung haben die Gemeinden H., S. 
und St. Miniſtertalrecurſe eingebracht, worin fie geltend machten, daß 
nach dem Wortlaute der $$ 1, 6, 7 des mähriſchen Schulaufſichts⸗ 
geſetzes die Vornahme der Wahl von den Vertretern der Gemeinde 
ein Recht, aber keine Pflicht der Gemeinde ſei; daß die letztere deß⸗ 
halb auf dieſes ihr zuſtehende Recht verzichten und zu deſſen Aus⸗ 
übung nicht gezwungen werden könne, ebenſowenig als ein Staats⸗ 
bürger zur Bethetligung an der Wahl in die Gemeinde⸗ oder Landes⸗ 
vertretung, des Straßen⸗ oder Kirchenconcurrenzausſchuſſes gezwungen 
werden könne; daß ferners auch die Geiſtlichkeit zum Eintritte in den 
Ortsſchulrath nicht genöthigt werde; daß endlich das böhmiſche 
Schulaufſichtsgeſetz insbeſonders die zur analogen Anwendung im vor⸗ 
liegenden Falle geeignete Anordnung enthalte, daß, im Falle die Be⸗ 
zirksvertretung die Wahl in den Ortsſchulrath ablehnen ſollte, das 
Recht, dieſe Wahl vorzunehmen, auf den Landesausſchuß übergehe “). 
Beſtehe aber keine Verpflichtung der Gemeindevertretung zur Vor⸗ 
nahme der Wahl, dann ſei auch für die Auflöſung derſelben keine 
genügende Urſache vorhanden geweſen. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 
25. März 1871, 3. 3409, dem Recurſe keine Folge gegeben, „weil 
dieſe Gemeindevertretungen die Vornahme der Wahl in den Orts⸗ 
ſchulrath, ſomit die Beſorgung eines nach Maßgabe der Beſtimmungen 


) $ 107 der mähriſchen Gemeindeordnung enthält dem Wortlaute nach die 
Beſtimmung des Art. XVI, Alin. 3 des Gemeinde⸗Grundgeſetzes vom 5. März 1862. 

*) Das böhmiſche Schulaufſichtsgeſetz enthält im § 19 add) die Beſtimmung, 
daß die Abgeordneten der Bezirks vertretung im Bezirksſchulrathe dort, wo die 
Wahl nicht zu Stande kommt, vom Landesausſchuß beſtimmt werden (Landes⸗ 
geſetz vom 8. Febrnar 1869, Nr. 26 L. G. Bl.). Im mehrcitirten Geſetze für Mäh⸗ 
ten, woſelbſt das Inſtitut der Bezirksvertretungen nicht beſteht, fehlt eine ähnliche 
Beſtimmung. 
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des § 27, Ab. 10 der mähriſchen Gemeindeordnung“), daun der SH 3 
und 6 des mähriſchen Landesgeſetzes vom 12. Jänner 1870, Nr. 3 
L. G. u. V. Bl. in den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde 
fallenden Geſchäftes verweigert haben, und die durch das Geſetz er⸗ 
folgte Zuweiſung eines Geſchäftes in den ſelbſtſtändigen Wirkungs⸗ 
kreis der Gemeinden für letztere nicht allein die Berechtigung, ſondern 
auch die Verpflichtung zur Beſorgung desſelben involvirt“. 

Das Miniſterium ließ ſich hiebei von folgenden Erwägungen 
leiten: 

Der § 107 der mähriſchen Gemeindeordnung macht die Be⸗ 
rechtigung der Statthalterei, eine Gemeindevertretung aufzulöſen, von 
dem Eintritte beſtimmter Bedingungen nicht abhängig. Es unterliegt 
aber keinem Zweifel, und wird von den recurrirenden Gemeinden 
ſelbſt zugegeben, daß ein zureichender Anlaß zur Auflöſung einer Ge⸗ 
meindevertretung dann vorliege, wenn die Gemeindevertretung die Er⸗ 
füllung der ihr nach der Gemeindeordnung obliegenden Verpflichtun⸗ 
gen verweigert. Nach dem Wortlaute des § 27, Abſ. 10 der mähr. 
Gemeindeordnung fällt die Vornahme der Wahl der Ortsſchulräthe in 
den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde, den dieſe mit „Be⸗ 
obachtung der beſtehenden Geſetze“ auszuüben hat. Die durch die 
Gemeindeordnung erfolgte Zuweiſung einzelner Geſchäfte in den ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde involvirt für letztere nicht bloß 
die Berechtigung, ſondern auch die Verpflichtung, dieſe Geſchäfte zu 
beſorgen, und es iſt keineswegs dem freien Ermeſſen der einzelnen 
Gemeinden anheimgeſtellt, einzelne Geſchäfte des ſelbſtſtändigen Wir⸗ 
kungskreiſes zu beſorgen, andere aber nicht, beziehungsweiſe auf das 
Recht zur Beſorgung derſelben zu verzichten. Insbeſonders iſt aber 
die Gemeindevertretung auf keinen Fall berufen und berechtigt, die 
Giltigkeit beſtehender Geſetze zu prüfen und die Beobachtung und 
Ausführung von Bedingungen abhängig zu machen. Km. 


Die Mitglieder der Schulausſchüſſe ſind als Beamte im Sinne des 

Strafgeſetzes nicht anzuſehen, und können ſich ſomit durch An⸗ 

nahme von Geſchenken bei Dienſtverleihungen des Verbrechens 
der Geſchenkannahme in Amtsſachen nicht ſchuldig machen. 


Mit dem Erkenntniſſe des k. k. Kreisgerichtes in Jicin vom 
7. October 1870, 3. 3817, wurden Franz H. und Joſeph E. des im 
§ 104 des St. G. vorgeſehenen Verbrechens der Geſchenkannahme in 
Amtsſachen und Franz K., Joſeph E. und Maria E. des im § 105 
des Strafgeſetzes bezeichneten Verbrechens der Mitſchuld an der Ver⸗ 
leitung zum Mißbrauche der Amtsgewalt ſchuldig erkannt, weil als 
erwieſen angenommen wurde, daß die beiden erſtgenannten Angeklagten 
als Mitglieder des in S. im Jahre 1866 beſtandenen Schulaus⸗ 
ſchuſſes, von Franz K. unter Vermittlung des Joſeph E. und der 
Maria E. Geldgeſchenke und zwar Erſterer im Betrage von 300 fl. 
und Letzterer im Betrage von 200 fl. zu dem Ende erhalten haben, 
damit ſie dem Michael K. (dem Sohne des Franz K., welcher bald 
darauf verſtorben iſt) zur Erlangung der damals in S. erledigten 
Schullehrerſtelle verhelfen möchten und auch wirklich durch ihren Ein⸗ 
fluß auf die übrigen Mitglieder des Schulausſchuſſes deſſen Wahl 
durchſetzten, ungeachtet ſich mehrere andere würdigere Bewerber vor⸗ 
gefunden haben. 

Das k. k. Oberlandesgericht in Prag hat dagegen die obge⸗ 
nannten Angeklagten der ihnen zur Laſt gelegten ſtrafbaren Handlun⸗ 
gen für nicht ſchuldig erkannt, weil Franz H. und Joſeph K. als 
Mitglieder des Schulausſchuſſes in S. nicht als Beamte im Sinne 
des $ 101 St. G. angeſehen werden können und daher das Object 
des im § 104 St. G. bezeichneten Verbrechens nicht vorliegt. 

In der gegen dieſes Erkenntniß Seitens der Staatsanwaltſchaft 
ergriffenen Berufung wird geltend gemacht: „Die Schule in S. ſei 
eine Volksſchule und kein bloßes Privat⸗Inſtitut, die Regierung übe 
als Executivgewalt durch ihre Organe aus Rückſichten für das öffent⸗ 
liche Wohl die Oberaufſicht über das Volksſchulweſen aus und werde 
in dieſem Rechte auch von autonomen Körperſchaften unterſtützt. Eine 
ſolche Körperſchaft ſei nun der Schulausſchuß, welchem aber außer 
dem früher dem Patrone zugeſtandenen Präſentationsrechte bet Be⸗ 
ſetzung der Lehrerpoſten auch andere, auf die Verwaltung der Schule 
bezügliche Rechte zuſtehen. Der Regierung könne es nicht gleichgiltig 
fein, ob bei der Erſtattung des Präſentations⸗Vorſchlages minder⸗ 


*) Dieſe Beſtimmung entſpricht Art. V, P. 10 des Gemeinde⸗Grundgeſetzes. 


oder ungeeignete Perſonen in Antrag gebracht werden, und dies um 
ſo weniger, als die Beſetzung an den Vorſchlag des Präſentanten ge⸗ 
bunden iſt. Der Schulausſchuß entſcheide hiebei über öffentliche, das 
Volksſchulweſen betreffende Angelegenheiten, beſorge daher mittelbar 
ein Geſchäft der Regierung. Derſelbe genieße als Organ der Pflege 
des öffentlichen Unterrichtes und Volksſchulweſens den Schutz des Ge⸗ 
ſetzes, wie jede andere öffentliche Behörde, ſeine Mitglieder ſind daher 
in Bezug auf ihren Wirkungskreis Beamte im Sinne des § 101 
St. G., und der § 104 des St. G. findet ſomit auf ſie volle An⸗ 
wendung. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat unterm 1. März 1871, Zahl 
1694, das obergerichtliche Erkenntniß beſtätiget aus folgenden Grün⸗ 
den: „Des im § 104 des St. G. bezeichneten Verbrechens des Miß⸗ 
brauches der Amtsgewalt durch Geſchenkannahme in Amtsſachen kann 
ſich nur ein Beamter ſchuldig machen. Wer als Beamter anzuſehen 
iſt, beſtimmt der § 101 St. G. genau, es läßt ſich dieſem Paragraphe 
keine ausdehnende Erklärung geben, ſondern es muß derſelbe — ſowie 
Strafgeſetze überhaupt — ſtreng ausgelegt werden. Nun iſt nach 
dieſem Paragraph als Beamter bloß Derjenige anzuſehen, welcher, 
vermöge unmittelbaren oder mittelbaren öffentlichen Auftrages, Ge⸗ 
ſchäfte der Regierung zu beſorgen verpflichtet iſt, es können daher 
ſelbſt Gemeindebeamte nur rückſichtlich des übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſes ſich dieſes Verbrechens ſchuldig machen. Nach § 11 des das 
Schulpatronat betreffenden Landesgeſetzes für Böhmen vom 13. Sep⸗ 
tember 1864 übergingen, wo das Schulpatronat entfallen iſt, die mit 
demſelben verbundenen Rechte und namentlich das Präſentationsrecht 
zum Schuldienſte an die Gemeinde; nach § 12 dieſes Geſetzes iſt 
dort, wo mehrere Gemeinden einer Schule zugewieſen find, zur Aus⸗ 
übung dieſes Präſentationsrechtes ein Schulausſchuß zu bilden und 
die Beſchwerden gegen Verfügungen dieſes Schulausſchuſſes gehen an 
die Bezirksvertretung, alſo an ein autonomes und nicht an ein Re⸗ 
gierungsorgan. Bei dieſem Sachverhalte kann die Präſentation zum 
Schuldienſte nicht als ein Regierungsgeſchäft und nicht als eine zum 
übertragenen Wirkungskreiſe der Gemeinde gehörige Verpflichtung, 
ſondern als ein bloßes Ehrenrecht, welches der Berechtigte auch un⸗ 
ausgeübt lafſen kann, in Betracht kommen. Es können ſonach auch 
im vorliegenden Falle die beſchuldigten Mitglieder des Schulausſchuſ⸗ 
ſes, als Beamte im Sinne des Strafgeſetzes (§ 101) nicht angeſehen 
werden. Die ihnen zur Laſt gelegte Handlung iſt unmoraliſch und 
verabſcheuungswerth, jedoch nicht geeignet, das im § 104 St. G. nor⸗ 
mirte Verbrechen zu begründen.“ (Ger.⸗H.) 
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